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»Der Staat wird uns nicht beibrin-
gen, wann wir zu schweigen und 
wann zu reden haben.«  
(Verteidigerin Tuğçe Duygu Köksal) 

Am 09.01.2026 wurde der Vor-
stand der Istanbuler Rechtsan-
waltskammer von den Vorwürfen 
der Desinformation sowie der Ter-
rorpopaganda durch ein Istanbuler 
Gericht freigesprochen – ein Beleg 
für einen funktionierenden Rechts-
staat ist das jedoch nicht.

Ada Tünnemann war eine von  
zwei Beobachter:innen, die für das 
Organisationsbüro der  
Strafverteidigervereinigungen an 
der internationalen Delegation der 
Anwaltskammern und - 
organisationen an dem Verfahren 
teilgenommen hat.

die anklage gegen 
eine institution
Gegen den Vorstand der Istanbuler 
Rechtsanwaltskammer wurde seit Mai 
2025 mit dem Vorwurf der Terrorpropa-
ganda sowie der Verbreitung von Des-
information im Hochsicherheitssaal des 
Istanbuler Vororts Silivri verhandelt. 
Eine Delegation von 28 europäischen 
Anwaltskammern sowie 19 Anwaltsorga-
nisationen beobachtete den Prozess – so 
auch Vertreterinnen des Organisations-
büro der Strafverteidigervereinigungen.

Anlass des Verfahrens war eine am 21. 
Dezember 2024 veröffentlichte Stellung-
nahme des Vorstands. Darin forderte 
die Kammer die Aufklärung der Tötung 
zweier kurdischer Journalist:innen, Na-
zim Daştan und Cîhan Bilgin, die am 19. 
Dezember 2024 bei einem türkischen 
Drohneneinsatz in Syrien ums Leben ge-
kommen waren. Internationale Medien 
und journalistische Dachverbände hatten 
über die Tötungen berichtet. In der Tür-
kei kam es zu Protesten, in deren Verlauf 
Journalist:innen und Anwält:innen fest-
genommen wurden.

Der Vorstand der Istanbuler Rechtsan-
waltskammer forderte in ihrer Presse-
erklärung die Aufklärung der Tötungen 
und wies auf die Rechtswidrigkeit der 
Drohneneinsätze hin, da sie gegen inter-
nationales Völkerrecht verstießen. Er 
forderte außerdem die Freilassung der 

Demonstrierenden. Daraufhin leitete die 
Staatsanwaltschaft Ermittlungen gegen 
den Vorstand ein – ohne die gesetzlich 
notwendige Zustimmung des Justizmi-
nisteriums einzuholen.

Der Vorstand der Rechtsanwaltskammer 
wurde außerdem im März 2025 in einem 
Zivilverfahren abgesetzt. Das Gericht 
kam zu dem Schluss, dass die im Dezem-
ber veröffentlichte Erklärung gegen das 
Gesetz Nr. 1136 verstößt, welches die 
Zuständigkeiten und Aufgaben der An-
waltskammern regelt. Gegen das Urteil 
läuft derzeit die Berufung. Bis zu einer 
rechtskräftigen Entscheidung bleibt 
der Vorstand im Amt. In einer außer-
ordentlichen Generalversammlung am 
23.02.2025 stellten sich die Kammermit-
glieder geschlossen hinter den gewähl-
ten Vorstand und signalisierte Rückhalt.

Die Istanbuler Rechtsanwaltskammer ist 
mit über 60.000 Mitgliedern nicht nur 
die größte, sondern seit ihrer Gründung 
1878 auch die älteste Kammer der Türkei. 
Der im Oktober 2024 gewählte Vorstand 
entstand aus einem breiten progressiven 
Bündnis. Damit hebt er sich von vorheri-
gen Vorständen ab und hat sich zum Ziel 
gesetzt, verschiedene Strömungen zu 
vereinen. Zuvor hatte die Regierung ver-
sucht, durch eine Reform des Kammer-
wahlrechts Einfluss zu nehmen und die 
Kammern strukturell zu schwächen.

die forderung von  
rechtsstaatlichkeit  
als radikale  
verteidigungs- 
strategie
Ein Prozessbericht von Ada Tünnemann
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Dass ausgerechnet gegen diesen neu ge-
wählten Vorstand unmittelbar ein Straf-
verfahren eingeleitet wurde, überraschte 
in der türkischen Anwaltschaft kaum. 
Der offen zutage getretene instrumentel-
le Charakter dieses Verfahrens stieß den-
noch auf Empörung.

der verhandlungs-
ort als politisches 
signal
Verhandelt wurde nicht im Justizpalast 
Çağlayan im Zentrum Istanbuls, son-
dern im Hochsicherheitsgerichtssaal 
nahe dem Gefängniskomplex in Silivri, 
rund 80 Kilometer außerhalb der Stadt. 
Begründet wurde dies mit Sicherheits-
bedenken und Platzmangel. Angesichts 
vergleichbarer Verfahren in Çağlayan 
wirkte diese Begründung vorgeschoben. 
Faktisch erschwerte der Ort die Teilnah-
me von Öffentlichkeit und Kolleg:innen 
erheblich. Und belastete auch die nicht 
inhaftierten Angeklagten zusätzlich was 
die Anfahrten aus Istanbul betraf. 

In einem Saal von der Größe einer Sport-
halle saßen die elf Angeklagten, zeitwei-
se über hundert Verteidiger:innen sowie 
eine internationale Beobachtungsde-
legation der gleichen Dimension. Dem 
Wunsch der Strafverfolgungsbehörden, 
das Verfahren groß und eindrucksvoll 
wirken zu lassen, kamen die Angeklagten 
damit in gewisser Weise nach. Die Größe 
des Verfahrens und der gesellschaftliche 
Widerhall, den es dadurch fand, schie-
nen jedoch weniger die Angeklagten ein-
zuschüchtern als vielmehr Gericht und 
Staatsanwaltschaft spürbar zurückhal-
tend agieren zu lassen.

beweisaufnahme 
ohne beweise
Während des gesamten Verfahrens blieb 
die streitgegenständliche Presseerklä-
rung das einzige Beweismittel. Das Plä-
doyer der Staatsanwaltschaft, welches im 
Wege der Selbstlese eingeführt wurde, 
wiederholte nahezu wortgleich die An-
klageschrift und erschöpfte sich in der 
Forderung nach Haftstrafen für sämtliche 
Angeklagten. Eine eigenständige Ausein-
andersetzung mit den Einlassungen der 
Verteidigung oder eine substanzielle Be-
weiswürdigung blieb aus.

Demgegenüber stand ein juristisch sorg-
fältig vorbereiteter Vorstand, unterstützt 
von einer Vielzahl engagierter Verteidi-
ger:innen, die die Vorwürfe sowohl ma-
teriell-rechtlich als auch verfahrensrecht-
lich detailliert angriffen.

art. 217a  
kriminalisierung öf-
fentlicher rede
Der Präsident der Kammer, Prof. Dr. 
İbrahim Kaboğlu, ehemaliger Verfas-
sungsrechtsprofessor und Abgeordneter 
der CHP, nahm zunächst Art. 217a des 
türkischen Strafgesetzbuchs (im Folgen-
den StGB) in den Blick. Die Norm stellt 
die öffentliche Verbreitung unwahrer 
Informationen unter Strafe, wenn dies 
in der Absicht geschieht, Panik oder 
Angst in der Bevölkerung zu erzeugen. 
Bereits bei Inkrafttreten war vor ihrer 
Unbestimmtheit gewarnt worden und 
der Gefahr, dass Meinungsäußerungen 
kriminalisiert würden. Eine Beteiligung 
am öffentlichen Diskurs berge damit im-
mer die Gefahr, Zielscheibe der Strafver-
folgungsbehörden zu werden. Dies habe 
sich vorliegend ersichtlich bewahrheitet. 
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Punktuelle Unterbrechung andauernder Repression - Wasserwerfer der türkischen Polizei macht Kaffeepause in Istanbul.  
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Kaboğlu argumentierte, die Staatsan-
waltschaft habe nicht dargelegt, inwie-
fern die Presseerklärung objektiv unwahr 
sei. Die internationale Berichterstattung 
habe die journalistische Tätigkeit der 
Getöteten bestätigt. Selbst wenn diese 
keine Journalist:innen gewesen wären, 
rechtfertige dies keine gezielte Tötung; 
und selbst bei unterstellter Rechtmäßig-
keit des Einsatzes fehle jede Darlegung 
einer konkreten Gefährdungsabsicht. De 
facto werde nicht eine Störung sanktio-
niert, sondern die Thematisierung staat-
lichen Handelns.

art. 7 abs. 2  
anti-terror-gesetz   
die elastizität des 
propagandabegriffs
Auch wurde ein Verstoß gegen Art. 7 
Abs. 2 vorgeworfen. Das 1991 erlassene 
Anti-Terror-Gesetz stellt das Legitimie-
ren von Methoden terroristischer Orga-
nisationen unter Strafe. Die Norm wurde 
mehrfach reformiert, zuletzt unter poli-
tischem Druck um eine Ausnahme für 
bloße Meinungsäußerungen ergänzt. In 
der Praxis, so die Verteidigung, werde 
sie weiterhin gerade gegen solche Äuße-
rungen eingesetzt. Auch der EGMR hat 
dies wiederholt festgestellt. Der Türkiye 
Report 2025 der EU-Kommission fordert 
eine Anpassung an EMRK-Standards.

Selbst wenn man die Verfassungsmäßig-
keit des Gesetzes annehmen würde, so 
sei schon nicht ersichtlich, welcher der 
sieben Sätze der streitgegenständlichen 
Presseerklärung die Methoden einer ter-
roristischen Organisation legitimieren 
sollte. Die Staatsanwaltschaft habe sich 
nicht einmal an einer Subsumtion ver-
sucht. Die Berufung auf internationales 
Völkerrecht werde zur Propaganda um-
gedeutet. Hinzu kommt, dass Anwält:in-
nen als Organe der Rechtspflege einen 
besonderen Schutz genießen und dieser 
mit der Verantwortung einhergehe, sich 
zu Verstößen gegen die türkische Ver-
fassung sowie internationales Recht zu 
positionieren. Die Verteidigung ende 
nicht im Gerichtssaal; Presseerklärungen 
seien für Rechtsanwält:innen ein wichti-
ges Mittel, um auf Rechtsverstöße hinzu-
weisen.

verteidigung  
als institutionen-
schutz
Die Verteidigung trat geschlossen und of-
fensiv auf. Mit bemerkenswerter Klarheit 
und Ausdauer legten die Kolleg:innen die 
rechtlichen und politischen Schwächen 
des Verfahrens offen. Es dürfte dabei 
eine besondere Herausforderung gewe-
sen sein, Vorwürfe juristisch zu entkräf-
ten, die in ihrer Substanz kaum greifbar 
waren. Gerade die Notwendigkeit, offen-
kundig Haltloses dennoch mit rechtsdog-
matischer Sorgfalt zu widerlegen, verlieh 
der Verteidigung ihre eigene Ernsthaftig-
keit. Intellektuell mochte die juristische 
Argumentation gegen die Vorwürfe mit-
unter wenig fordernd erscheinen; die 
Konsequenzen jedoch waren gravierend. 
Im Raum standen Haftstrafen und be-
rufsrechtliche Sanktionen bis hin zu Be-
rufsverboten.

Die Verteidiger:innen verstanden ihr 
Auftreten nicht nur als Reaktion auf ein 
einzelnes Strafverfahren, sondern als 
Beitrag zur Stärkung rechtsstaatlicher 
Standards in der Türkei. Das Verfah-
ren wurde so zugleich zu einem Forum 
grundsätzlicher Auseinandersetzung 
über die Rolle der Anwaltschaft, die 
Grenzen staatlicher Strafgewalt sowie 
die strukturellen Entwicklungen der Jus-
tiz.

Als Verteidiger traten unter anderem 
zahlreiche Präsidenten anderer türki-
scher Rechtsanwaltskammern sowie der 
Präsident der Türkischen Rechtsanwalts-
union, Rechtsanwalt Erinç Sağkan, auf. 
Auch andere Kammern hatten vergleich-
bare Stellungnahmen veröffentlicht. 
Wäre die Erklärung strafbar, hätte konse-
quenterweise gegen eine Vielzahl weite-
rer Kammern ermittelt werden müssen, 
so der Vortrag.

Die Angeklagten und ihre Verteidiger:in-
nen ließen keinen Zweifel daran, dass 
sie sich von einer möglichen Verurtei-
lung nicht einschüchtern lassen würden. 
Ihre Haltung war klar: Die Verteidigung 
rechtsstaatlicher Prinzipien steht nicht 
unter dem Vorbehalt strafrechtlicher 
Sanktionen.

der freispruch  
und seine grenzen
Obwohl die Vorwürfe juristisch nicht 
tragfähig erschienen, rechneten viele an-
gesichts der autoritären Entwicklung der 
türkischen Justiz mit einer Verurteilung. 
Der Freispruch kam daher überraschend. 
Für den Vorstand bedeutete er zunächst 
vor allem eines: die Möglichkeit, sich 
wieder der eigentlichen Kammerarbeit 
zu widmen. Sowohl das Zivil- als auch 
das Strafverfahren hatten erhebliche per-
sonelle und institutionelle Ressourcen 
gebunden.

Ob das Gericht sich von den substanziel-
len Argumenten der Verteidigung über-
zeugen ließ oder politische Erwägungen 
– etwa die breite nationale und interna-
tionale Solidarität mit der Kammer – aus-
schlaggebend waren, ist schwer zu be-
urteilen. Teil der Verteidigungsstrategie 
war es jedenfalls, immer wieder an die 
rechtsstaatlichen Grundprinzipien zu er-
innern und diese ausdrücklich auch auf 
Gericht und Staatsanwaltschaft zu bezie-
hen.

Der Freispruch ändert jedoch nichts an 
der strukturellen Situation. Gegen An-
wält:innen werden weiterhin regelmäßig 
Ermittlungsverfahren eingeleitet und 
Haftbefehle erlassen. So befindet sich 
Selçuk Kozağaçlı, langjähriger Vorsitzen-
der der ›Vereinigung fortschrittlicher Ju-
rist:innen‹ (ÇHD) seit 2017 in Haft. Auch 
Mehmet Pehlivan, Verteidiger des eben-
falls inhaftierten Istanbuler Oberbürger-
meisters Ekrem İmamoğlu, wurde im Juni 
2025 festgenommen; der Prozessbeginn 
steht noch aus. Weitere Verfahren gegen 
Kolleg:innen anderer Anwaltskammern 
sind anhängig.

So wurden auch am 28. Januar 2026 
unter anderem zehn kurdische Rechts-
anwält:innen der kurdischen Anwalts-
kammer ÖHD zu Haftstrafen von bis zu 
elf Jahren und drei Monaten verurteilt. 
Ihnen wurde vorgeworfen, durch die 
Vertretung kurdischer Gefangener 
die PKK zu unterstützen oder ihr 
anzugehören.

Der Freispruch des Istanbuler Vorstands 
markiert damit weniger eine Wende als 
vielmehr eine punktuelle Unterbrechung 
einer fortdauernden Entwicklung.
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